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Rechtsgrundlagen 

§§ 1 bis 4, 8 bis 13 des Baugesetzbuches (BauGBI in der Fassung
der Bekanntmachung vom 8.12.86 {BGBI. 1, 2191).

§ § 1, 6, 12 bis 20, 22 und 23 der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. 1, 132). 

§ § 1 und 2 der Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom
18.12.1990) (BGBI. I, 58).

§ 87 der Hessischen Bauordnung (HBO) in der Fassung vom 20.
Dezember 1993 {GVBI. 1 S. 655).

-'�·�5���§§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung {HG_OJ in der Fas-

2. 

2, 1. 

2.2. 
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2.4. 

3. 

3.1. 

3.3. 

3.4. 

Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare und nicht über­
baubare Grundstücksflächen sowie die Stellung der baulichen Anla­
gen sind durch zeichnerische bzw. schriftliche Eintragungen im Plan 
festgesetzt und für die Bauausführung verbindlich(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
u. 2 BauGB).

Freistehende Kleingaragen und Nebengebäude sind nur innerhalb 
der überbaubaren Flächen zugelassen(§ 12 Abs. 6 und § 14 Abs. 
1 BauNVO). 

entfällt 

Im gesamten Plangebiet sind lediglich Betriebe und Einrichtungen 
zulässig, deren Planungsrichtpegel bei Tag 60 und bei Nacht 45 
db(A) � das sind die Werte für Mischgebiete - nicht übersteigt(§ 1 
Abs. 4 BauNVO). 

Planungsrechtliche Festsetzungen zur Grünordnung 
gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a + b BauGB 

entfällt 

statt dessen 

Haus- und Garagenwände mit einer Fläche von mehr als 20 qm sind 
zu begrünen. 

Die Grünflächen sind mit standortgerechten Bäumen und 
Sträuchern der folgenden Arten zu bepflanzen: 

a) Bäume
1. Acer campestre (Feldahorn)
2. Ci)rpinus betulus (Hainbuche)
3. Fraxinus exelsior (Esche)
4. Prunus avium (Vogelkirsche)
5. Ouercus robur (Stieleiche)
6. Tilia cordata !Winterlinde)
7. Sorbus aucuparia (Eberesche)
8. Sorbus aria (Mehlbeere)
9. Acer pseudoplatanus (Bergahorn)
10. Ouercus petraea !Traubeneiche)

b) Sträucher
1. Cornus sanguinea (Bluthartriegel)
2. Corylus avellana {Haselnuss)
3. Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)
4. Rhamnus frangula (Faulbaum)
5. Rosa spec. (Wildrosen)
6. Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
7. Viburnum opulus (Wasserschneeball)
8. Cornus mas {Kornelkirsche)

Auf jedem Grundsti.ick sind mindestens 5, je Gruntistiick über 
1.000 qm mindestens 10 Bäume zu pflanzen. Kleinere Grundstücke 
unter 500 qm können im Einzelfall von dieser Festsetzung ausge· 
nommen werden. 
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Bauordnungsrech tlichc Vorschriften 
gern. § 118 HBO in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB 

Mindestens 60% der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind 
gärtnerisch zu gestalten und zu unterhalten. 

Straßeneinfriedigungcn dürfen maximal 1,20 Meter hoch sein und 
einen Sockel von 0,30 Meter haben. Sie sind entweder als Hecke 
oder als durchsichtiger Zaun aus Holz oder Metall auszuführen. Ma­
schendrahtzäune sind uniulässig. Massive Pfeiler sind nur an Ec­
ken, Türen und Toren zulässig. Seitliche Einfriedigungen dürfen das 
Straßenbild nicht beeinträchtigen. 

Im Bereich von Straßeneinmündungen und Kreuzungen dürfen Auf­
wuchs und S�raß_c�ci,nf�iedi_gu�gen ein� _Hö.�.e von, O,�O Meter, ge­
lm gesamten Geltungsbereich sind für die Hauptgebäude Flachdä­
cher nicht rnlässig. 

Die Dachneigung ist bei eingeschossiger Bebauung mit maximal 48 
Grad, bei zweigeschossiger Bebauung mit mindestens 15 Grad und 
maximal 30 Grad festgesetzt. 

Senkrechte Außenwände an den Traufseiten über dem 2. Vollge­
schoß sind in den Misch- und Gewerbegebieten nicht erlaubt. 

Dachgauben dürf,en aut jeder Gebäudeseite maximal 1/2 der Ge­
bäudelänge einne•hmen. Das Hauptgesims darf nicht unterbrochen 
werden. 

Bei privaten und öffentlichen Verkehrsflächen, Garagenzufahrten, 
Pkw·Stellplätzen usw. ist die Flächenversiegelung (Asphalt usw.) 
gering zu halten. Soweit als möglich sind wasserbefestigte Oberflä­
chen (Schotterr;:is-cn u.ä.) vorzusehen, ansonsten ist bevorzugt 
Verbundsteinpflaste.r zu verwenden. Fußwege sind generell zu pfla­
stern. 

Allgemeine Hinweise 

Innerhalb des Anflugsektors des Hubschrauberlandeplatzes bedür­
fen alle Bauvorhaben der luftrechtlichen Zustimmung durch die 
Wehrbereichsverwaltung IV - Luftfahrtbehörde. 

lärmbelästiaungen durch US-Hubschrauber sind im Plangebiet nicht 
auszuschließen. 

Für die ordnungsgemäße Abführung der häuslichen Abwässer so­
wie des anfallenden Niederschlagwassers ist die Abwassersatzung 
der Stadt Büdingen in ihrer aktuellen Fassung maßgebend. 

Im gesamten Bereich des Bebauungsplans stehen der Verwendung 
von Solaranlagen keine Bedenken entgegen. 
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Die--B111"geschrankte Bete1hgur,g betroffener Eigentümer und Träger öffentli• 
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§ 11 Abs.1 BauGB beim Regierungspräsidium Darmstadt.

Verfügung vom .......... AZ . 

Darmstadt den 

Sichtvermerk des Regierungspräsidenten 

achung der Satzung am 1 Lt_. [l-32, 19g4 
ff iger für Wetterau und Vogelsberg. 

°f; 
Büdinge

:i
e

,
n

j
l 5. "f /94

G/ · Bernd,Alun "s!:�'-a�l_;;;,,:__ __________ --1-,�S\edlrat
/ 

Das Anzelgeveriahren nach § 11 Ab&. 3 Bai.GB 
wurde durchgetührt. 
Die VerletzUng von Rechtsvorschriften wird 
nlGht geltend gemacht. 
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Gemarkung Büdingen 
Flur 13 
/>1afis /ab 11000 

Es wird bescheinigt, da(] die Grenzen 
und Bezeichnungen der Flurstücke 
mit dem Liegenschattskatasfer 
übereinstimmen. 

Büdingen, 20.12.1993 

Der Landrat des Wetteraukreises 
-Katasteramt Büdingen-
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Mischgebiet 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß 

Grundflächenzahl · GRZ 

Geschoßflächenzahl - GFZ 
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nicht überbaubare Grundstücksfläche 

vorhandene Grundstücksgrerize 

vorhandenes Gebäude 
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